
In einem Brief an Bun-
desgesundheitsministerin
Ulla Schmidt hat der Präsi-
dent der Ärztekammer
Nordrhein und der Bundes-
ärztekammer,Professor Dr.
Jörg-Dietrich Hoppe,davor
gewarnt,die Ärztinnen und
Ärzte weiterhin „als tech-
nokratische Erfüllungsge-
hilfen einer dogmatisierten
Leitlinienmedizin zu degra-

dieren“ und „die Patienten
zu einer Norm- und Ko-
stengröße reduzieren zu
wollen“.

Hoppe hält diese Ent-
wicklung für äußerst be-
sorgniserregend und hat in
dem Brief die aus seiner
Sicht „unverzichtbaren
Grundlagen einer bedarfs-
gerechten Versorgung“ for-
muliert (siehe Kasten unten).

Der Hartmannbund-Lan-
desverband Nordrhein bie-
tet Ärztinnen und Ärzten
ein berufspolitisches Sor-
gentelefon an. Die Vorsit-

zende, Frau Haus, ist unter
Tel.: 0221/40 20 14, Fax:
0221/40 57 69 oder 0221/9 40
34 16, E-Mail: HPHaus1@
aol.com zu erreichen. HB
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GESUNDHEITSREFORM

Hoppe warnt vor 
„englischen Verhältnissen“

Unverzichtbare Grundlagen einer bedarfsgerechten Versorgung 

Anmeldeschlusstermin für 
Weiterbildungsprüfungen 
Der nächste zentrale Prüfungstermin zur Anerkennung von Ge-
bieten, Teilgebieten und Zusatzbezeichnungen bei der Ärztekam-
mer Nordrhein ist der 10./11. Juli 2002.
Anmeldeschluss: Mittwoch, 5. Juni 2002
Informationen über die Modalitäten der Weiterbildungsprüfun-
gen 2002 finden Sie im Heft Oktober 2001 S. 20 f. ÄkNo

HARTMANNBUND

Berufspolitisches Sorgentelefon

Die Gesundheitsversorgung Deutschlands droht in einen Versor-
gungsnotstand zu geraten. Die demographische Entwicklung der
Bevölkerung hin zu einer Gesellschaft des langen Lebens sowie
die enormen Möglichkeiten des medizinischen Fortschritts stehen
mittlerweile im krassen Gegensatz zu den erodierenden Finanz-
grundlagen der Gesetzlichen Krankenversicherung und der zu-
nehmenden Demotivation der Beschäftigten im Gesundheitswe-
sen. Schon jetzt zeichnen sich akute Nachwuchsprobleme in der
Ärzteschaft wie auch bei den Pflegeberufen ab.

Gesundheitspolitik war bisher pure Kostendämpfungspolitik, die
wirklichen Herausforderungen wurden nicht angegangen. Auch
die Diskussion um die dramatischen Versorgungsengpässe in
staatlichen Gesundheitssystemen wie in England haben daran
nichts ändern können. Im Gegenteil: Die verantwortlichen Politi-
ker lassen sich von parlamentarisch nicht legitimierten Experto-
kraten den Weg in die staatliche Reglementierung der Gesund-
heitsberufe und in die gnadenlose Durchökonomisierung der
Krankenversicherung weisen. Nicht mehr der Patient steht im Mit-
telpunkt der Betrachtung; Gesundheitspolitik droht zum Selbst-
zweck zu verkommen. Gleichwohl bleiben die nachfolgenden
Grundlagen einer bedarfsgerechten Versorgung auch in Zukunft
unverzichtbar:

I. Der Patient hat Anspruch auf eine individuelle, nach seinen
Bedürfnissen ausgerichtete Behandlung und Betreuung. Das
setzt die Therapiefreiheit des Arztes ebenso voraus wie die
Bereitstellung der notwendigen Mittel. Eine Rationierung me-
dizinischer Leistungen oder auch der Weg in die Checklisten-
medizin führen in die Unterversorgung.

II. Der Patient hat Anspruch auf die freie Arztwahl. Patienten-
rechte und Patientenautonomie bleiben aber hohle Phrasen,
wenn dieses Recht auf freie Wahl, und damit auf die indivi-
duelle Vertrauensbeziehung zum Patienten aufgehoben wird.
Selbstredend liegt es in der Entscheidung des Patienten, be-
stimmte Versorgungstarife, wie etwa den Hausarzttarif, frei-
willig zu wählen.

III. Der Patient hat Anspruch auf Transparenz. Die Ärzteschaft
setzt sich deshalb nachdrücklich für eine regelmäßige Infor-
mation des Patienten über Menge, Umfang und Kosten der
für ihn erbrachten Leistungen ein. Zugleich aber muss der Pa-
tient auch die Möglichkeit erhalten, zwischen Sachleistung
und Kostenerstattung (auf der Basis der amtlichen Gebühren-
ordnung) zu wählen. 

IV. Der Patient hat Anspruch auf die Solidarität der Versicherten.
Solidarität bedeutet, im Krankheitsfall auf das Leistungsver-
mögen der Solidargemeinschaft zurückgreifen zu können.
Solidarität bedeutet andererseits, dass jeder entsprechend
seiner finanziellen Möglichkeiten einen Beitrag zur gesetzli-
chen Krankenversicherung zu leisten hat und die gesetzliche
Krankenversicherung auch nur nach Maßgabe des Notwendi-
gen in Anspruch nimmt. Über das Notwendige hinausgehen-
de Leistungen gehören in eine Zusatzversicherung und dürfen
nicht zu Lasten der Solidargemeinschaft erbracht werden. Zu-
gleich muss im Wettbewerb der Krankenversicherung Raum
für die private Krankenversicherung bleiben. Eine Einheits-
versicherung widerspricht den Prinzipien der Eigenverantwor-
tung sowie der Patientenautonomie und wird deshalb von der
Ärzteschaft abgelehnt.

V. Der Patient hat Anspruch auf eine wirkliche Krankenversi-
cherung. Als Versicherter zahlt er Beiträge in die Krankenver-
sicherung ein, um im Krankheitsfall notwendige Leistungen
zu erhalten. Darauf hat er Anspruch. Dieser Anspruch wird
aber seit Jahren erheblich geschwächt, weil der Krankenver-
sicherung immer mehr versicherungsfremde Aufgaben zuge-
wiesen werden, die mit ihrer originären Aufgabenstellung
nichts mehr zu tun haben. Die gesetzliche Krankenversiche-
rung hätte kein milliardenschweres Defizit zu beklagen, wenn
sie nicht fortwährend als sozialpolitischer Verschiebebahnhof
missbraucht werden würde.

VI. Der Patient erwartet Fürsorge und Zuwendung von den Beru-
fen im Gesundheitswesen. Doch die zunehmende Reglemen-
tierung im Gesundheitswesen, der enorme Wettbewerbs-
druck und die z.T. menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen
führen zu wachsender Demotivation der Gesundheitsberufe
und schrecken potentiellen Nachwuchs ab. Die gesundheits-
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen müs-
sen deshalb endlich so gestaltet werden, dass diese Berufe
wieder an Attraktivität gewinnen. Anderenfalls droht der Per-
sonalkollaps in der medizinischen Versorgung.

VII. Der Patient hat Anspruch auf ein bürgernahes Gesundheits-
wesen. Durch eine Selbstverwaltung der Beteiligten und Be-
troffenen ist das noch gewährleistet. Wird die Selbstverwal-
tung jedoch abgeschafft oder wird den Krankenkassen die al-
leinige Steuerungsmacht über das Gesundheitswesen verlie-
hen, dann sind Anonymisierung, Deprofessionalisierung und
weitere Mangelverwaltung nicht mehr aufzuhalten. Dann dro-
hen englische Verhältnisse. 


